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BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS

vom 15. Januar 2003
in der Strafsache
gegen

wegen Anstiftung zum Mord u.a.



Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 15. Januar 2003

beschlossen:

I. 1. Dem Angeklagten J wird auf seine Kosten zur weite-

1.

ren Begrundung seiner Revision gegen das Urteil des
Landgerichts Berlin vom 11. Dezember 2001 Wieder-

einsetzung in den vorigen Stand gewahrt.

. Auf die Revision des Angeklagten J wird das Urteil

des Landgerichts Berlin vom 11. Dezember 2001, so-
weit es ihn betrifft, nach § 349 Abs. 4 StPO mit den

Feststellungen aufgehoben.

. Insoweit wird die Sache zu neuer Verhandlung und Ent-

scheidung, auch Uber die Kosten der Revision, an eine
andere als Schwurgericht zustandige Strafkammer des

Landgerichts zurtckverwiesen.

Die Revision des Angeklagten D gegen das Urtell
des Landgerichts Berlin vom 11. Dezember 2001 wird
nach § 349 Abs. 2 StPO als unbegrindet verworfen.

. Der Angeklagte D hat die Kosten seines

Rechtsmittels und die dadurch den Nebenklagern ent-

standenen notwendigen Auslagen zu tragen.



Grinde

Das Schwurgericht hat den Angeklagten J wegen Anstiftung zum
Mord zu lebenslanger Freiheitsstrafe — nach Einbeziehung anderweits ver
hangter rechtskraftiger Strafen als Gesamtstrafe —, den Angeklagten D

wegen Beihilfe zum Mord zu flunf Jahren Freiheitsstrafe verurteilt.

1. Das Schwurgericht hat folgendes festgestellt:

Die Angeklagten hatten seit 1992 massive Konflikte mit ihrem Ge-
schaftspartner G . Der Angeklagte J begann im Jahre
1993, den mit ihm und seiner Ehefrau befreundeten B Zu
Uberreden, G zu toten. Dem wiederholten DrangendJ s
schlof sich der Angeklagte D an; er war an der Totung des mit beiden
Angeklagten zerstrittenen, ihnen fur ihr geschaftliches Fortkommen lastig und
gefahrlich gewordenen Partners gleichfalls interessiert. Schlief3lich erschol}
B den G G im Marz 1994 hinterricks — wie von beiden An-
geklagten einkalkuliert — mit einer ihm von J zur Tatausfihrung Uberge-

benen Pistole.

B wurde ein Jahr spater vom Landgericht Berlin wegen heimti-
ckisch begangenen Mordes — unter Zubilligung erheblich verminderter
Schuldfahigkeit — zu neun Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Verteidigt wurde
er von Rechtsanwalt S . Bereits vor der Tat hatte der Angeklagte
J seinem damaligen Freund B diesen Rechtsanwalt fur den Fall,
dald er als Tater ermittelt wirde, benannt; B musse dann ,auf Macke*

machen und werde nach funf bis sechs Jahren entlassen werden.



Erst im Sommer 2000 offenbarte B der Polizei die Beteiligung der
Angeklagten an dem von ihm begangenen Mord. Zuvor waren weitere Zu-
wendungen des Angeklagten J  an ihn wahrend seiner Strafhaft schliel3-
lich ausgeblieben; Konflikte zwischen den EheleutenJ waren B , der
sich um J s Ehefrau sorgte, bekannt geworden. Zudem hatte ein Mitge-
fangener, dem B sich offenbart hatte, ihm zu der Aussage geraten; ihn
motivierte dabei nicht zuletzt der naher rickende Zeitpunkt der Zweidrittel-
verbulRung seiner Strafe. Einen Monat vor der polizeilichen Aussage hatte
B seinen friheren Verteidiger Rechtsanwalt S schriftlich auf-
gefordert, im Streit zwischen den Eheleuten J zugunsten der Ehefrau zu
vermitteln; in dem durch Frau J  Ubermittelten Brief teilte er mit, der schon
frGher von Rechtsanwalt S geaulerte Verdacht, J habe ihn,
B , zur Ermordung G s angestiftet, treffe zu. Das Schreiben, Uber
das B der Polizei berichtet hatte und dessen Original die Ehefrau des
Angeklagten J , die Rechtsanwalt S nur eine Abschrift Uberlas-
sen hatte, einbehalten und den Ermittlungsbehdrden Ubergeben hatte, hat
das Schwurgericht als wesentliches Indiz zur Stlitzung der Zeugenaussage
des Haupttaters B gewertet, auf die es seine Beweiswurdigung mal}-
geblich gestutzt hat.

2. Soweit die Revisionen der Angeklagten zunachst jeweils mit der
Sachriige begrindet worden sind, haben sie keinen Erfolg. Die Beweiswurdi-
gung des Schwurgerichts begegnet insgesamt im Ergebnis keinen durchgrei-
fenden rechtlichen Bedenken. Auch erweist sich die auf einer ausreichenden
Tatsachengrundlage beruhende Auffassung des Schwurgerichts als rechts-
fehlerfrei, die Angeklagten hatten hinsichtlich des zutreffend angenommenen
Mordmerkmals der Heimticke den jeweils erforderlichen Beteiligtenvorsatz
gehabt (vgl. BGHR StGB § 26 Vorsatz 2).

Bei dieser Sachlage ist die Revision des Angeklagten D nach
§ 349 Abs. 2 StPO zu verwerfen.



Der Umstand, dal} der Angeklagte J in der Tatsacheninstanz allein
durch den — freilich auf Wunsch dieses Angeklagten — zum Pflichtverteidiger
bestellten Rechtsanwalt S verteidigt worden ist, begegnet ebenso
durchgreifenden Bedenken wie die anfanglich entsprechend geordneten Ver-
teidigungsverhaltnisse im Revisionsverfahren. Nachdem dem Angeklagten J
aufgrund dieser Bedenken im Revisionsverfahren ein weiterer Verteidiger
bestellt worden ist, hat dieser zur weiteren Begrundung der Revision des An-
geklagten J eine Verfahrensrige wegen Verletzung des § 142 Abs. 1
Satz 3 StPO erhoben und hierfur Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
beantragt. Das Wiedereinsetzungsgesuch und diese Verfahrensrige sind
begriindet; dies fuhrt zur umfassenden Aufhebung des Urteils auf die Revisi-

on des Angeklagten J , soweit dieser Angeklagte verurteilt worden ist.

1. Kollidiert der Wunsch eines Beschuldigten, von einem bestimmten
Rechtsanwalt verteidigt zu werden, mit einem moglichen Konflikt dieses
Rechtsanwalts in Bezug auf die Interessen eines anderen — auch fruheren —
Mandanten (vgl. — zur Unmaligeblichkeit des Fortbestehens des anderen
Mandats fur die Frage rechtlich relevanter Interessenkonflikte wegen fortwir-
kender Berufspflichten — nur BGHSt 34, 190, 191; Cramer in Schon-
ke/Schrdder, StGB 26. Aufl. § 356 Rdn. 10, 17; Eylmann in Henssler/Prutting,
BRAO 1996 § 43a Rdn. 41, 126 ff.; Feuerich/Braun, BRAO 5. Aufl. § 43a
Rdn. 20, 55 ff.), sind folgende Grundsatze zu beachten.

a) Dem Beschuldigten ist aufgrund seines Rechts auf ein faires,
rechtsstaatlich geordnetes Verfahren eine effektive Verteidigung im Strafver-
fahren zu gewahrleisten (Art. 6 Abs. 3 lit. ¢ MRK; Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20
Abs. 3 GG). Daher mul3 fur den Beschuldigten — abgesehen von seinem
grundsatzlich gegebenen Recht aus § 137 Abs. 1 Satz 1 StPO auf Verteidi-
gerwahl — in gewichtigen Strafverfahren ein Verteidiger mitwirken (§ 140

StPO), dessen juristische Qualifikation — regelmalig als Rechtsanwalt — si-



chergestellt (vgl. §§ 138, 139, 142 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 StPO) und dessen
notwendige Anwesenheit wahrend der gesamten Hauptverhandlung durch
den absoluten Revisionsgrund des § 338 Nr. 5 StPO abgesichert ist.

Sofern kein Wahlverteidiger mitwirkt, bedarf es in diesen Fallen mithin
der Pflichtverteidigerbestellung. Hierbei soll auf ein Vertrauensverhaltnis zwi-
schen Beschuldigtem und Verteidiger hingewirkt werden; zudem sind dem
Beschuldigten in einem fairen, rechtsstaatlich geordneten Verfahren aktive
Mitwirkungsbefugnisse zuzubilligen. Dies gab Anlal zu der Regelung in
§ 142 Abs. 1 Satze 2 und 3 StPO, wonach ein Wunsch des Beschuldigten
auf Verteidigung durch einen bestimmten Rechtsanwalt durch Nachfrage zu
fordern und diesem weitgehend Rechnung zu tragen ist (vgl. BGHSt 43, 153,
154 f.; BGHR StPO § 142 Abs.1 Auswahl 7, 8; Meyer-Golner, StPO
46. Aufl. § 142 Rdn. 9 m. w. N.).

b) Ein absehbarer Interessenkonflikt in der Person eines als Pflichtver-
teidiger in Betracht gezogenen Rechtsanwalts kann, sofern deshalb eine
mindere Effektivitat seines Verteidigungseinsatzes zu befurchten ist, seiner
Bestellung entgegenstehen (vgl. BVerfG — Kammer — NStZ 1998, 46; BGH
NStZ 1992, 292; OLG Frankfurt NJW 1999, 1414, 1415). Hierin kann auch
ein wichtiger Grund im Sinne des § 142 Abs. 1 Satz 3 StPO liegen, von der
Bestellung des vom Beschuldigten bezeichneten Rechtsanwalts zum Pflicht-
verteidiger abzusehen (vgl. Laufhatte in KK 4. Aufl. § 142 Rdn. 7). Eine sol-
che Entscheidung l6st ein Spannungsfeld, bei dem jeweils im fairen Verfah-
ren angelegte Elemente widerstreiten: die Beachtlichkeit der aktiven Mitwir-
kung des Beschuldigten bei der Suche nach einem Verteidiger, dem er ver-
traut, einerseits; die durch gerichtliche Fursorgepflicht zu sichernde Effektivi-
tat der Verteidigung andererseits, die bei greifbaren Interessenkonflikten re-

gelmalig als vorrangig zu werten sein wird.

c) Der Gefahr einer Interessenkollision durch die Verteidigung mehre-

rer derselben Tat Beschuldigter — wie auch durch die Verteidigung mehrerer



Beschuldigter im selben Verfahren — begegnet die Regelung des § 146
StPO. In Abwagung zwischen der Gefahr einer nicht ausreichend sachge-
recht gefihrten Verteidigung einerseits und den aus einem generellen Verbot
folgenden Einschrankungen der freien Verteidigerwahl sowie der freien Be-
rufsaustibung der Verteidiger andererseits hat der Gesetzgeber im Jah-
re 1987 Anlal® gesehen, von dem noch bei Einfuhrung der Regelung En-
de 1974 aufgestellten strikten Verbot der Mehrfachverteidigung durch das
zusatzliche Erfordernis der Gleichzeitigkeit die sukzessive Mehrfachverteidi-

gung auszunehmen (vgl. dazu naher Laufhitte aaO § 146 Rdn. 1).

Hieraus ist zu folgern, dal} die Bestellung eines vom Beschuldigten
bezeichneten Rechtsanwalts zum Pflichtverteidiger allein mit Rucksicht auf
die abstrakte Gefahr einer Interessenkollision nicht abgelehnt werden darf,
die sich fur einen Verteidiger schon daraus ergeben kann, dal} er die Vertei-
digung eines Beschuldigten ubernimmt, obgleich er zuvor schon einen ande-
ren derselben Tat Beschuldigten verteidigt hat. Dies ist aus der Gleichwertig-
keit von Wahl- und Pflichtverteidigung zu folgern, da der entsprechende
Sachverhalt eine Zurtuckweisung des Verteidigers nach § 146a StPO nicht
rechtfertigt (vgl. BGHR StPO § 142 Abs. 1 Auswahl 6).

Dies hindert freilich auch in einem Fall sukzessiver Mehrfachverteidi-
gung nicht etwa schlechthin die Ablehnung der Beiordnung des gewunschten
Rechtsanwalts zum Pflichtverteidiger aus dem wichtigen Grund der konkre-
ten Gefahr eines Interessenkonflikts (vgl. Laufhutte aaO § 142 Rdn. 7 und
§ 146 Rdn. 1).

d) Zu beachten ist dabei, dal} der Rechtsanwalt grundsatzlich allein fur
die Wahrung seiner Berufspflichten verantwortlich ist (vgl. BGH NStZ 1992,
292; OLG Dusseldorf NStZ 1991, 352; OLG Frankfurt NJW 1999, 1414,
1415), hier speziell bezogen auf das Verbot der Vertretung widerstreitender
Interessen (§ 43a Abs. 4 BRAO). Das wird in Fallen, in denen der Bestellung

eines vom Beschuldigten gewunschten Rechtsanwalts zum Pflichtverteidiger



kein anderer wichtiger Grund als die konkrete Gefahr einer Interessenkollisi-
on entgegensteht, regelmalig Anlal} fur folgende Verfahrensweise sein: Der
fur die Verteidigerbestellung zustandige Gerichtsvorsitzende sollte vor einer
Ablehnung der gewulnschten Pflichtverteidigerbestellung den Rechtsanwalt
— gegebenenfalls daneben auch den Beschuldigten selbst — zu dem Sach-
verhalt anhoren, der die Gefahr der Interessenkollision begrinden kann.
Liegt ein derartiger Sachverhalt nach Lage des Einzelfalles auf der Hand,
wird der Vorsitzende eine derartige Anhorung durchfihren missen und je-
denfalls gehindert sein, den gewlnschten Pflichtverteidiger ohne weiteres

sofort zu bestellen.

Entsprechendes wird zu gelten haben in Fallen, in denen wegen nach-
traglich erkannter konkreter Gefahr eines Interessenkonflikts die Ricknahme
der Pflichtverteidigerbestellung aus wichtigem Grund (vgl. Laufhitte aaO
§ 143 Rdn. 4 f.) zu erwagen oder aufgrund einer entsprechenden Gefahr der
Interessenkollision in der Person eines Wahlverteidigers die zusatzliche Be-
stellung eines Pflichtverteidigers (vgl. Laufhitte aaO § 141 Rdn. 7) in Be-

tracht zu ziehen ist.

e) Bei der Annahme des wichtigen Grundes der konkreten Gefahr ei-
ner Interessenkollision, welcher die Ablehnung der Bestellung des vom Be-
schuldigten bezeichneten Rechtsanwalts zum Pflichtverteidiger gemaR § 142
Abs. 1 Satz 3 StPO rechtfertigt, steht dem zustandigen Gerichtsvorsitzenden
ein Beurteilungsspielraum zu, der nicht der umfassenden Nachpriafung durch
das Revisionsgericht unterliegt. So kann in Grenzfallen die Ablehnung der
vom Beschuldigten gewunschten Verteidigerbestellung wegen vom Vorsit-
zenden angenommener Gefahr der Interessenkollision als vertretbare Ent-
scheidung ebenso unbeanstandet bleiben wie die bei gleicher Sachlage

gleichwohl — ebenfalls vertretbar — verfugte Bestellung des Verteidigers.

Insbesondere kann sich die Vertretbarkeit der getroffenen Entschei-

dung Uber die Pflichtverteidigerbestellung auch aus dem Motiv der Verfah-



renssicherung ergeben. So kann die Ablehnung der gewlnschten Vertei-
digerbestellung im Einzelfall dann vertretbar sein, wenn die Gefahr einer Inte-
ressenkollision aktuell noch nicht tbermafig grol erscheint, indes unbedingt
vermieden werden soll, dal} sie spater doch virulent wird und dann zum Ab-
bruch einer Hauptverhandlung mit betrachtlichem Umfang zur Unzeit nétigen
konnte. In Fallen dieser Art mag auch einmal die Bestellung eines weiteren

Pflichtverteidigers neben dem gewunschten angezeigt sein.

f) Die Verneinung der Gefahr eines Interessenkonflikts und die des-
halb dem Wunsch des Beschuldigten gemafl verfugte Pflichtverteidigerbe-
stellung wird umso eher vom Revisionsgericht als vertretbar zu bewerten
sein, wenn Gegengrinde, die sich im Einzelfall aufdrangen, mit dem benann-
ten Verteidiger, gegebenenfalls auch mit dem Beschuldigten, erdrtert und
wenn daraufhin in Kenntnis des kritischen Sachverhalts keine Bedenken ge-
gen die Bestellung geauliert oder gar beachtliche Grinde gegen einen mog-

lichen Interessenkonflikt vorgebracht worden sind.

2. Nach diesen Malstaben war die Bestellung des Rechtsanwalts
S zum Pflichtverteidiger des Angeklagten J rechtsfehlerhaft.

a) Der Haupttater B hatte mit der Offenbarung, dal} der Angeklag-
teJ die Ermordung G s als Anstifter veranlal’t — und der Angeklag-
te D dies durch psychische Beihilfe unterstutzt — hatte, Anlal® zu maf3-
geblicher Intensivierung des gegen beide Angeklagte gefuhrten Ermittlungs-
verfahrens gegeben. Dieses Verfahren hatte den Vorwurf der Beteiligung an
derselben Tat zum Gegenstand, wegen deren Begehung B
rechtskraftig verurteilt war und sich zur Zeit seiner Offenbarung noch in
Strafhaft befand. Zunachst waren die beiden Angeklagten den Ermittlungs-
behdrden und Gerichten wahrend des Strafverfahrens gegen B lediglich
als ,Tatinteressenten“ bekanntgeworden, spater war ein Ermittlungsverfahren
gegend , indem B zunachst noch zu seinen Gunsten ausgesagt

hatte, nur aufgrund von Angaben Dritter vom Horensagen eingeleitet worden.
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Nachdem Rechtsanwalt S den Haupttater B verteidigt hat-
te, verstieR die spatere sukzessive Ubernahme der Verteidigung des Anstif-
ters J zwar mangels Gleichzeitigkeit nicht gegen das Verbot des § 146
StPO. Indes bestanden jenseits der generell bei solcher Fallgestaltung gege-
benen Gefahr einer Interessenkollision deutliche konkrete Anhaltspunkte fur
einen maoglichen Interessenkonflikt, in den dieser Rechtsanwalt bei der Ver-
teidigung des Angeklagten J im Blick auf seine fortwirkenden Pflichten

gegenuber seinem friheren Mandanten B geraten konnte.

Der Angeklagte J  war weitestgehend nicht gestandig. Fir seine U-
berfuhrung wegen Anstiftung zum Mord war die Zeugenaussage B s
— wie von Anfang an erkennbar — von malfgeblicher Bedeutung. Bei dieser
Sachlage drangte sich die Aufdeckung moglicher Schwachstellen dieser
Aussage als eine zentrale Aufgabe von J s Verteidiger auf. Indes unterlag

S einer Verschwiegenheitspflicht gegenuber seinem friheren
Mandanten B , zudem ftraf ihn als Rechtsanwalt naheliegend auch eine
gewisse berufsrechtliche Verpflichtung, dem im Strafverfahren Verteidigten
wahrend dessen anschlieRender Strafvollstreckung nicht durch aktive Wahr-
nehmung eines Mandats mit gegenlaufigen Interessen Nachteil zuzufugen.
Rechtsanwalt S war daher gehindert, ihm von seinem friheren
Mandanten wahrend dessen Verteidigung etwa anvertrautes Wissen, das
seinem jetzigen Mandanten J hatte nutzen kdnnen, zu offenbaren. Er
konnte unter Umstanden auch in Konflikt geraten, wenn es sich ihm etwa im
Interesse seines jetzigen Mandanten J aufdrangen muldte, entlastende
Indizien vorzutragen, Uber deren Bewertung er indes aufgrund vertraulicher
Mitteilungen seines frGheren Mandanten B nicht offenbarungsfahige
nahere Kenntnisse besal’. Dartber hinaus konnte er in die Situation geraten,
durch Vorbringen, mit dem er J gezielt gegen B s jetzige Aussage
verteidigte, jedenfalls den Verdacht zu erwecken, sich hierdurch in entspre-
chender Weise standesrechtlich pflichtwidrig — mindestens aber bedenklich —

gegenuber seinem friheren Mandanten zu verhalten, so dal} er unter Hint-
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anstellung von J s berechtigten Verteidigungsinteressen leicht hatte moti-
viert werden konnen, von solchem Verteidigervorbringen Abstand zu neh-

men.

b) Allein diese auf der Hand liegenden Umstande hatten dem ermit-
telnden Staatsanwalt, bevor er dem Schwurgerichtsvorsitzenden bereits im
Ermittlungsverfahren den Antrag auf Bestellung des Rechtsanwalts

S zum Pflichtverteidiger des damaligen Beschuldigten J be-
furwortend zuleitete, Anlal® geben sollen, auf Klarung der auf eine Interes-
senkollision hindeutenden Anzeichen gegenuber dem Rechtsanwalt und dem
Beschuldigten J hinzuwirken. Sofern sich dies dem damals mit dem Ver-
fahren noch nicht naher befaldten Schwurgerichtsvorsitzenden selbst noch
nicht hatte aufdrangen mussen, hatte dieser jedenfalls nach Kenntnis von der
Anklage entsprechend allen Anlald gehabt, die verfugte Verteidigerbestellung
zu hinterfragen und auf eine derartige Klarung hinzuwirken. Die jetzt im Revi-
sionsverfahren eingeholten dienstlichen Erklarungen, die den Wunsch des
Angeklagten J nach Verteidigung durch Rechtsanwalt S in den
Mittelpunkt stellen und ein sachlich unauffalliges Verteidigerverhalten beto-
nen, machen es dem Senat nicht verstandlich, dal} die sich bei der vorlie-
genden Fallgestaltung aufdrangenden Anhaltspunkte fur eine mogliche Inte-
ressenkollision in der Person des gewtlinschten Verteidigers nach auf3en hin

ganzlich unbeachtet geblieben sind.

c) Der Senat braucht nicht zu entscheiden, ob die Bestellung des
Rechtsanwalts S zum Pflichtverteidiger allein aufgrund der genann-
ten Umstande bereits als unvertretbar und damit rechtsfehlerhaft zu bewer-
ten ware. Dies lage jedenfalls in Ermangelung ausdrucklicher Hinterfragung
der mit einer moglichen Interessenkollision zusammenhangenden Probleme
gegenuber den Beteiligten nicht ganz fern. Andererseits sind vor dem Hinter-
grund genereller Zulassigkeit sukzessiver Mehrfachverteidigung gemaf
§ 146 StPO der ausdruckliche Wunsch des Angeklagten J  nach Bestellung

dieses Verteidigers und das Fehlen eines Vortrags eigener Bedenken gegen
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die Ordnungsmaligkeit seiner Bestellung durch den zur Prifung standes-
rechtlich pflichtgemalRen Verhaltens primar berufenen Rechtsanwalt nicht
unbeachtlich. Hier kommen jedoch weitere Fallbesonderheiten hinzu, welche
der Annahme einer noch vertretbaren, daher nicht als rechtsfehlerhaft zu

qualifizierenden Verteidigerbestellung jedenfalls entgegenstehen.

aa) Zum einen drangten sich Uberlegungen Uber eine mogliche Inte-
ressenkollision nicht nur infolge der Verhaltnisse zwischen den Beschuldig-
ten vor dem Hintergrund ihrer unterschiedlichen Rollen bei Tatbegehung und
in der Entwicklung der jeweils gegen sie gefuhrten Strafverfahren auf. Dar-
uber hinaus war die Person des Rechtsanwalts S — ohne daR dies
etwa fur sich dem Rechtsanwalt ohne weiteres zum Vorwurf gereichen muf-
te — hier schon zeitnah zur Tatbegehung im Gesprach: Nach den Urteilsfest-
stellungen benannte der Angeklagte J schon im Rahmen seiner Anstif-
tungshandlungen diesen Rechtsanwalt dem Haupttater B als potentiellen
spateren Verteidiger; J verband so mit der Person dieses Rechtsanwalts
die Prognose eines verminderten Sanktionsrisikos, mit deren Benennung er
Hemmungen des Haupttaters abzubauen suchte. Diese Urteilsfeststellung
grundet auf der entsprechenden Zeugenaussage B s. Dieser hatte
schon in seiner ersten polizeilichen Vernehmung Angaben Uber prozessuale
Verhaltensmuster, seine Schuldfahigkeit betreffend, gemacht, die ihm der
Angeklagte J — freilich nach der Tat, aber vor seiner Entdeckung und
Verhaftung — nahegebracht habe, und hatte dabei auch Angaben zur Vermitt-
lung und Bezahlung von Rechtsanwalt S als Verteidiger durch

J gemacht.

Es liegt auf der Hand, dal} schon die Angaben seines friheren Man-
danten B im Ermittlungsverfahren gegen J , namentlich aber dessen
spatestens in der Hauptverhandlung gemachte belastende Angabe, sein jet-
ziger Mandant J habe sich im Rahmen seiner Anstiftungshandlungen in
einer derartigen, fur die Person des Verteidigers anrlichigen Weise geaul3ert,

fur Rechtsanwalt S die gebotene in jeder Beziehung unbefangene
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Wahrnehmung seiner Verteidigeraufgaben gegeniber dem Angeklagten
J  nachhaltig zu erschweren geeignet war. Schon B s Aussage bei
der Polizei zu diesem Themenkreis hatte mindestens eine kritische Nachfra-
ge an Rechtsanwalt S , die erstrebte Verteidigung J s betref-
fend, veranlassen sollen. Jedenfalls nach B s entsprechender Zeugen-

aussage in der Hauptverhandlung war sie unbedingt geboten.

bb) Zu dieser herausgehobenen Sachnahe kam eine weitere maligeb-

liche Besonderheit hinzu. Ein Brief des Haupttaters B an seinen frihe-
ren Verteidiger Rechtsanwalt S war Gegenstand der Ermittlungs-
akten geworden. Es lag auf der Hand, dal dieses Schreiben wegen der deut-
lich vor B s Offenbarung gegenuber der Polizei gedulRerten, zudem darin
nachvollziehbar motivierten Erwagung einer solchen Offenbarung eine nicht
unwesentliche indizielle Bedeutung fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit
von B s Angaben gewinnen konnte — die ihm das Schwurgericht spater
tatsachlich auch zugemessen hat. Hinzu kam, daf im Inhalt dieses Schrei-
bens eigene Erwagungen des Rechtsanwalts S uber eine Tatbetei-
ligung des Angeklagten J behauptet wurden. Rechtsanwalt
S ware danach im Verfahren gegen den Angeklagten J sogar

als Zeuge in Betracht gekommen, wobei er sich freilich naheliegend auf ein
Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 Abs. 1 Nr. 3 StPO, womaoglich gar auf
ein Auskunftsverweigerungsrecht nach § 55 Abs. 1 StPO, hatte berufen kén-

nen.

Diese weitergehende Besonderheit begriindete zusatzliche nachhalti-
ge Bedenken dagegen, dal} dieser Rechtsanwalt die Verteidigung des Ange-
klagten J  in der gebotenen unabhangigen und distanzierten Weise werde
fuhren kénnen. Jedenfalls danach kdonnen seine Bestellung zum Pflichtver-
teidiger des Angeklagten J und die alleinige Wahrnehmung der Verteidi-
geraufgaben durch ihn in der gesamten Tatsacheninstanz ohne jede gericht-
liche Hinterfragung — ungeachtet des entsprechenden Wunsches des Ange-

klagten J  — nurmehr als verfahrensfehlerhaft bewertet werden. Hatte sich
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Rechtsanwalt S bei der gegebenen Sachlage ungeachtet geau-
Rerter und nicht etwa zu entkraftender gerichtlicher Bedenken gegen seine
Mitwirkung dann als Wahlverteidiger des Angeklagten J gemeldet, hatte
er zwar naheliegend nicht zurlickgewiesen werden kénnen. Dem Angeklag-
ten J ware jedoch gleichwohl aus den namlichen Grinden, die der Bei-
ordnung S s zum Pflichtverteidiger entgegenstanden, ein anderer
Rechtsanwalt als Pflichtverteidiger beizuordnen gewesen (vgl. Laufhitte aaO
§ 141 Rdn. 7).

3. Dal der rechtsfehlerhaft zum Verteidiger bestellte Rechtsanwalt

S als einziger Verteidiger des Angeklagten J.... in diesem Fall
notwendiger Verteidigung die danach angezeigte Verfahrensriige wegen sei-
ner eigenen verfahrensfehlerhaften Mitwirkung nicht erhoben hat, geht auf
die verfahrensfehlerhafte Bestellung dieses Verteidigers zuruck. Hierin liegt
eine auf das Revisionsverfahren fortwirkende Vernachlassigung der dem An-
geklagten J gegenuber bestehenden prozessualen Fursorgepflicht. De-
ren Folgen sind ihm ungeachtet seines entsprechenden — freilich auf laien-
hafter Verkennung seiner eigenen Verteidigungsinteressen beruhenden —
Wunsches nach Bestellung dieses Verteidigers nicht als verschuldet anzulas-

ten.

Danach liegt ein Ausnahmefall vor, in welchem dem Angeklagten
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zur Nachholung einer Verfahrensru-
ge zu gewahren ist (vgl. Meyer-Goliner, StPO 46. Aufl. §44 Rdn.7a
m. w. N.). Den entsprechenden Antrag hat der zusatzlich bestellte Verteidiger
innerhalb einer Woche (s. § 45 Abs. 1 StPO) nach Zustellung des Urteils und
seiner Bestellung unter formgerechter Nachholung der versaumten Verfah-

rensruge gestellt.

4. Ein absoluter Revisionsgrund nach § 338 Nr. 5 StPO ist nicht gel-
tend gemacht (vgl. dagegen auch BGHR StPO § 338 Nr. 5 Verteidiger 1
und 5). Indes greift die Riuge wegen Verletzung des § 142 Abs. 1 Satz 3
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StPO durch. Es lat sich nicht ausschlieRen, dald der Schuldspruch zum
Nachteil des Angeklagten J auf der verfahrensfehlerhaften Gestaltung
seiner Verteidigungsverhaltnisse beruht (§ 336 Satz 1 StPO). Ungeachtet der
letztlich rechtsfehlerfreien Beweiswirdigung und trotz mangelnder konkreter
Hinweise auf abweichende Sachaufklarungsmoglichkeiten ist nicht auszu-
schlie®en, dal ein anderer Verteidiger, dessen Mitwirkung geboten war, mit
zulassigen prozessualen Mitteln auf abweichende, fur den Angeklagten J

gunstigere Tatfeststellungen hatte hinwirken kénnen.

Das Urteil ist daher, soweit es den Angeklagten J betrifft, auf die

entsprechende Verfahrensrige umfassend aufzuheben.

5. Der neue Tatrichter wird fir den Fall einer erneuten Verurteilung
des Angeklagten J jedenfalls nunmehr nicht mehr gehindert sein, unter
Berucksichtigung samtlicher nach Tatbegehung erfolgter rechtskraftiger Ver-
urteilungen eine nachtragliche Gesamtstrafenbildung nach den bei Trond-
le/Fischer, StGB 51. Aufl. § 55 Rdn. 6, 8, 9, 11, 13, 19 genannten Grundsat-

zen vorzunehmen.

Harms Hager Basdorf

Gerhardt Raum



	Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 15. Januar 2003 
	G  r  ü  n  d  e 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


